
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 19.06.2026 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 024/521.12/2026/10 

Vorlage: 024/2026/0046 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Ausschuss für Bauwesen und 
Liegenschaften Guntersblum 

06.07.2026 4 Öff.    

Gemeinderat Guntersblum 13.08.2026 4.4 Öff.    

 
    

 
Guntersblum; Bauantrag mit Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 
i.V.m. § 31 Abs. 2 BauGB; 
Hier: Hauptstraße; Flur 1, Flurstück 740/1 
Fristende: 10.08.2026 
Sanierung Mehrfamilienhaus mit 3 Wohneinheiten 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss, 

A) erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag und  
B) stimmt der Abweichung zur Anordnung der Dachgauben zu. 

 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Klassen)  (Crosland) Stellv.      
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter     
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da Baugenehmigungsbe-
hörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die Gemeinde in ihrer Pla-
nungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung die Beteiligung im Ge-
nehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn das 
zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. Beschlussfassungen, 
verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht zulässig; infolgedessen gilt 
als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des § 36 BauGB als nicht erteilt! 
Fristende: 10.08.2026 
 
 

• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Sanierung eines denkmalgeschützten Mehrfamilienhau-
ses zu 3 Wohneinheiten.  
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und zu-
gleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich ist ein Vor-
haben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt 
und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Des Weiteren befindet sich das Grundstück im räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung, deren Regelungen dementsprechend zu beachten sind.  
 
Darüber hinaus ist das Gebäude im Verzeichnis der Baudenkmäler des Landkreises Mainz-Bin-
gen geführt. Die Gestaltungsmerkmale des denkmalgeschützten Gebäudes bleiben im We-
sentlichen erhalten. 
 
Das spätbarocke Bestandsgebäude verfügt derzeit über vier Wohneinheiten. Im Zuge der Sa-
nierung und des Ausbaus des Dachgeschosses zu Wohnraum sollen künftig insgesamt drei 
Wohneinheiten entstehen, jeweils eine Wohneinheit pro Geschoss. Das Dachgebälk soll zu-
rückgebaut und in gleicher Form sowie mit gleicher Dachneigung wiederhergestellt werden. 
 
Auf der straßenabgewandten Seite (Ansicht Nord-Ost) sollen Dachflächenfenster für die Be-
lichtung der Räume hergestellt werden. 
 
Darüber hinaus wird an der Nord-West-Fassade im Erdgeschoss ein zusätzliches Fenster vor-
gesehen. Gemäß § 6.1 der Gestaltungs- und Erhaltungssatzung soll die vertikale Ausrichtung 
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übereinanderliegender Fenster in trauf- und giebelständigen Fassaden axial erfolgen. Eine 
vollständig axiale Anordnung der Fensterachsen liegt an dieser Fassade jedoch bereits im Be-
stand nicht vor. Da die betreffende Gebäudeseite zudem nicht dem öffentlichen Straßenraum 
zugewandt ist, bestehen aus städtebaulicher Sicht hiergegen keine Bedenken. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken. 
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Gemäß Landesbauordnung Rheinland-Pfalz § 47 Abs. 2 darf kein Mehrbedarf an Stellplätzen 
verlangt werden, wenn Wohnraum in Gebäuden, deren Fertigstellung mindestens zwei Jahre 
zurückliegt, durch Wohnungsteilung, Änderung der Nutzung, Aufstocken oder durch Ausbau 
des Dachgeschosses geschaffen wird und die Herstellung von Stellplätzen oder Garagen auf 
dem Grundstück nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten möglich ist. Eine Ablöseverein-
barung ist in diesen Fällen nicht anwendbar. 
Der Stellplatznachweis ist bauordnungsrechtlich durch die Kreisverwaltung Mainz-Bingen zu 

beurteilen und stellt für die beteiligte Gemeinde keinen Versagensgrund dar. 

 
• Abweichung  
 
Gegenstand des Antrages auf Befreiung von Festsetzungen der Erhaltungs- und Gestaltungs-
satzung ist die Anordnung und Anzahl der Dachgauben. 
 
Gemäß § 7.3 der Gestaltungs- und Erhaltungssatzung sind Dachgauben vertikal auf die darun-
terliegenden Fensterachsen abzustimmen. Im vorliegenden Fall sollen auf der straßenzuge-
wandten Dachfläche drei Dachgauben errichtet werden. Die Gauben werden jeweils mittig 
zwischen den vorhandenen Fensterachsen angeordnet. 
 

Aus städtebaulicher Sicht erscheint die beantragte Abweichung vertretbar. Durch die regel-

mäßige Anordnung der Gauben entsteht ein ausgewogenes und ruhiges Erscheinungsbild. Die 

Grundzüge der Gestaltungs- und Erhaltungssatzung werden hierdurch nicht berührt. Gegen 

die beantragte Abweichung bestehen daher keine städtebaulichen Bedenken. 

 
 
 
 
 
 
  
 
 


